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Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
Siebente Sitzung vom 19. November. 
(Schluß.) 

Gegenſtand der Tagesordnung, Fortſetzung der 
Vorberathung des Staatshaushaltsetats für das Jahr 

69. — Spezialberathung. 

J. Oeffentliche Schuld. 

Zur Einleitung der Berathung giebt der Reg. 
Komm. Geh. Ober⸗Finanzrath Meinecke eine ziemlich 
eingehende Ueberſicht, in welcher er beſonders nachweiſt, 
daß die finanzielle Lage des Staates trotz der ange- 
wachſenen Staatsſchuld eine bedenkliche nicht iſt. Er 
geeht demnächſt auf die Spezialitäten des Etats und auf 
die einzelnen Poſitionen desſelben näher ein und bittet 
um Genehmigung derſelben. 

Abg. Grumbrecht: Wenn der Herr Neg.- 
Komm. uns nachgewieſen hat, daß unſere Schuldenlaſt 
ſich ſeit 1838 nur um 27 Millionen vermehrt hat, 
ſo können wir wahrhaftig nicht über allzugroße Schulden 
haft klagen. Niemand wird unter uns jein, der um 
den Preis der Schuldenloſigleit den Zuſtand vor 1848 
bder auch nur vor 1860 zurückhaben möchte. Die 
ganze neuere Entwickelung hat das Staatsvermögen auf 
ganz andere Grundlage gebracht, als früher. Wahrend 
früher das Hauptvermögen des Staates in Grund und 

Boden beſtand, jo beſteht es jetzt weſentlich in Eiſen⸗ 
bahnen. Wir müſſen aber unſer Domanialvermögen, 
ſobald es möglich iſt, veräußern, um es zu anderen 
nutzbringenden Anlagen zu verwenden. Für die Pro- 
Binz Hannover iſt dies durchaus geboten. Der Redner 
erörtert hierauf die Verhältniſſe der Provinz Hannover, 
die er als ſehr günſtige darſtellt, da z. B. der Rein- 
ertrag der Eiſenbahnen zur Verzinſung der Schulden 
nicht nur hinreicht, ſondern noch 1½ Millionen Ueber- 
ſchuß ergiebt. Dieſe günſtigen Verhältniſſe find in der 
Provinz Hannover ſehr bekannt und wo dies nicht der 
Ball iſt, da wird es von unſern Gegnern bekannt ge- 
macht. Deshalb ſollte man aber die Lage des preu- 
ßiſchen Staats nicht ſchwarz malen. Unſere Lage ge⸗ 
ſtattet uns vollſtändig, jede Anleihe zu bewilligen, wenn 
ein Angriff von Außen droht. Ich hoffe, daß wir zu 
deutſchen Zwecken jede Anleihe bewilligen werden und 
mit dieſer Hoffnung ſchließe ich. (Bravo!) 
Abg. Dr. Hänel beantragt: „Die Staatsregie⸗ 
J aufzufordern, das Geſetz vom 2. März 1868, 
kbeetr. die Uebernahme und die Verwaltung der nach den 
Art. VIII. und IX. des Wiener Friedens-Vertrages 
vom 30. Oltober 1864 von den Elbherzogthümern an 
s Königreich Dänemark zu entrichtenden Schuld, 
durch Geltendmachung der der preuß. Staatskaſſe gegen 
8 Herzogthum Lauenburg zuſtehe nden Anſprüche zur 
unverkürzten Ausführung zu bringen.“ Der Antrag- 
eller vertheidigt dieſen Antrag, indem er nachweiſt, daß 
hier ein Aktiv⸗Vermögen des Staats vorhanden iſt, 
welches nimmer vernachläſſigt werden ſollte. 

Abg. Hagen: Der Herr Finanzminiſter erwähnte 
bei Vorlage des Etats für 1867: unſere Lage ſei eine 
günſtige, die Kriegskoſten ſeien bezahlt, 27 Millionen 
ſeien in den Staatsſchatz geliefert; es ſei kaum anzu⸗ 
nehmen, daß man den Kredit von 66 Millionen ge- 
brauchen werde oder daß man neue Anleihen machen 
müſſe. Bei dem Etat des Jahres 1868 waren die 
Reden des Herrn Finanzminiſters ſchon etwas gedämpf⸗ 
ter. Wie ſieht es nun heute aus? Bei der Vorlage 
des Etats vom Jahre 1867 hatten wir 270 Mitlionen 
Schulden, heute weiſt der Etat eine Schuldenlaſt von 
434 Millionen Thlr. nach. Die günſtige Schilderung 
unſerer Zuſtände durch den Finanzminiſter hat weſent⸗ 
lich mit dazu beigetragen, unſere Schuldenlaſt zu ver⸗ 
größern. 

Abg. v. Kardorff: Ich glaube, der Vorredner 
traut dem Hauſe ſehr geringe Auffaſſungsgabe zu, wenn 
er meint, daß dasſelbe die Lage des Stactes nicht er- 
kannt habe. Eine Vermehrung der Staatsjchulden it 
weſentlich herbeigeführt durch Eiſenbahn-Anleihen, zu 

enen ſeine Partei ganz beſonders mitgewirkt hat. 


2 
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ſicht, daß der Vorredner dem Haufe wenig Einſicht zutraut. 
Das Haus kannte die Zuftände des Staates und bewilligte 
die Anlehen, weil ſie nothwendig waren. Im Uebrigen 
es mein Beſtreben nicht vom Vorredner gerichtet zu 
werden; ich glaube aber alles ſehr wohl vertreten zu 
können, was ich in meinem Amte gethan habe. (Bei⸗ 
fall rechts.) 

Die Nummern 1— 18 dieſes Etats werden ohne 
Debatte genehmigt. Zu Nummer 19 liegt der oben 
mitgetheilte Antrag des Abg. Dr. Hänel vor. 
Abg. Tweſten: Die Regierung iſt verpflichtet, 

Qauuenburg heranzuziehen, und der preußiſche Minijter- 
läſſdent wird den Minifter für Lauenburg heranziehen 

. müſſen, feine Verpflichtung zu erfüllen. Ich werde bei 
5 Etat der Allgemeinen Kaſſenverwaltung darauf an- 

% Be agen, die betreffende Summe als Einnahme in den 
Star aufzunehmen. 

Abg. Dr. Virchow: Wir haben die Verpfli- 

8, dem Antrage Hänel zuzuſtimmen und dadurch aus- 


Finanzminiſter v. d. Heydt: Auch ich bin der An⸗ 


Stettiner 3 


— 
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A 


Abendblatt. 


zudrücken, was das Haus für recht hält. Indeſſen iſt 
es mir in dieſem Augenblick noch nicht Har, wie wir 
ohne weiteres die Kaſſe von Lauenburg anweiſen wollen. 
Wir müſſen wohl erſt den Rekurs an den Mi von 
Lauenburg nehmen, um dadurch ein gewiſſes Subjelt 
für die Eintreibung zu gewinnen. 8 

Abg. Lauenſtein beantragt in dem Hänel'ſchen 
trage am Schluſſe ſtatt der Worte: „zur unverkürzten 
Ausführung zu bringen“ zu ſetzen: „zur orzüg⸗ 
lichen ꝛc.“ » 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag Hänel 
mit dem Amendement Lauenſtein mit großer Maſorität 
angenommen. 5 

In Betreff der Schatzanweiſungen erklärt 
v. Dechend: Ich bin noch heute der Anſicht, die 
Schatz-Obligationen mit den Grundſätzen der pikußi⸗ 
ſchen Verwaltung nicht im Einklange ſtehen, und daß fie 
uns in Zeiten der Kriſen in große Verwicklung brin⸗ 
gen können. Allerdings find die Schatzanweſſungen 
billiger, aber das billigſte Geld iſt nicht imer 
beſte. Im Uebrigen bin ich dem Herrn Finanzu 
die Erklärung ſchuldig, daß dieſe meine Anſicht 
Verhältniß zwiſchen dem Herrn Finanzminiſter und 
nicht einen Augenblick geſtört hat. Derſelbe hat 
Sache zwar vom objektiven Standpunkte ‚behandelt 
Beweis dafür, daß der Herr Finanzminiſter allch eine 
Oppoſition von Staatsbeamten in dieſem Hauſe erra⸗ 
gen kann, wenn fie nur wahr iſt. (Große Heiterkeit. 
Der Finanzminiſter verbeugt ſich.) 1 
Abg. Hagen beantragt zur Vernichtung der 
noverſchen Stants-Obligationen ein Gejeß von de 
gierung zu extrahiren. 2 

Der Regierungs- Kommiſſar Meinecke hält 
Geſetz dazu nicht erſorderlich, da die Regierung die 9 
ſicht habe, die Vernichtung dieſer Papiere zu bewir 
In dieſer Abſicht habe die Regierung ſchon, unter B 
behalt der nachträglichen Genehmigung dieſe Obligatio, 
in natura an die Verwaltung der Staatsſchulden 
geliefert. ; 


. 


a 


Abg. Hagen zieht in Folge dieſer Erklärung ei 
nen Antrag zurück. 1 

(Die Miniſter v. Selchow, Graf Ißenpl 
Graf Eulenburg find inzwiſchen eingetreten) 

Zu Titel 6 (Beſoldungen) beantragt Abg. Leſſe 
den Mehrbetrag von 200 Thlr. „zur Erhöhung des 
Gehalts der vollbeſoldeten Rathsſtelle“ als künftig weg⸗ 
fallend zu bezeichnen. Ve 

Abg. Weber (Erfurt) beantragt, 300 Thlr. für 
das vierte Mitglied der Staatsſchulden-Verwaltung (als 
Nebenamt) zu ſtreichen, da dieſes Amt bisher als ein 
unbeſoldetes Ehrenamt von einem Berliner Bürger ver⸗ 
waltet wurde und man bei dieſer Einrichtung ver⸗ 
bleiben ſollte. 

Abg. v. Patow erwidert, daß die Verwaltung 
dieſer Stelle durch einen beſoldeten Beamten eine grö⸗ 
ßere Garantie für die richtige Handhabung der Ge- 
ſchäfte darbiete. 5 

Abg. v. Hoverbeck: Es iſt nicht bewieſen, daß 
die Anweſenheit eines Berliner Bürgers in der Staats⸗ 
ſchulden-Verwaltung bisher Schaden gebracht habe. Es 
iſt nicht zweckmäßig, eine lang bewährte Einrichtung auf ⸗ 
zuheben, und deshalb bin ich hier jo konſervativ, es 
beim Alten zu belaſſen. ' 

Der Antrag des Abg. Weber wird mit großer 
Majvritit angenommen, die 300 Thlr. ſomit geſtrichen. 
— Die übrigen Poſitionen des Etats werden ohne 
weitere Diskuſſionen genehmigt. 

Abg. v. Hennig vermißt in dem Verzeichniß der 
Garantien, welche der preußiſche Staat übernommen, 
die Garantie für die Landeskreditkaſſe in der Provinz 
Hannover. 

Regierungskommiſſar Meinecke erwidert, daß die 
Aufnahme dieſer Garantie in das Verzeichniß unter⸗ 
blieben ſei, weil dem Provinzial⸗Landtage eine Vorlage 
darüber gemacht ſei, dieſes Inſtitut zu einem Provin⸗ 
zial⸗Inſtitute umzuwandeln und dadurch den Staat von 
der Garantie zu entlaſten. 

Bevor zu dem Etat des Finanzminiſteriums über⸗ 
gegangen wird, überreicht der Handels- Miniſter Graf 
Itzenplitz einen Staatsvertrag mit Darmſtadt wegen 
Baues einer Eiſenbahn von Hanau, unter Ueberbrückung 
des Mains, nach Offenbach und Ankauf der Bahn von 
Frankfurt nach Offenbach. — Die Vorlage wird den 
Kommiſſionen für Finanzen und Zölle und für Handel 
und Gewerbe zugewieſen. 

Es folgt der Etat des Finanzminiſteriums. 

Der Regierungs-Kommiſſar Geh. Ober- Finanz ⸗ 
Rath Mölle giebt eine kurze Erläuterung dieſes Etats, 


aus dem wir die einzelnen Poſitionen bereits mitgetheilt 


haben. — 

Eine ganze Reihe von Poſitionen wird ohne De- 
batte genehmigt. 
Wittwen- und Waſlſenkaſſe bemerkt Abg. Tweſten, 


daß das Haus im vorigen Jahre eine Reſolution gefaßt 
habe, wonach die Regierung die Auseinanderſetzung des 
Stadt- und Staatsvermögens herbeiführen ſolle. Dieſe N ! l 
Auseinanderſetzung ſei noch nicht erfolgt; doch halte er] den der ehemaligen freien Stadt Frankfurt“ beantragen bezeichnet iſt, ſehr entſtellende Bemerkungen über den 


Bei dem Zuſchuß zur Frankfurter 


es nicht für nothwendig, dieſe Reſolution noch einmal 
zu wiederholen, da ſie für die Regierung verbindlich 
bleibe. — Der Regierungskommiſſar Mölle erklärt ſich 
damit einverſtanden. — Zu den „Ausgaben - Paſſiva 
der General-Staatskaſſe“ — Renten und Entſchädi⸗ 
gungen für aufgehobene Rechte — beantragen die Abgg. 
Dr. Virchow und v. Bockum-Dolffs „die Rente des 
Fürſten zum Sayn⸗Wittgenſtein im Betrage von 1000 
Thlrn. abzuſetzen.“ 

Auf die Empfehlung des Antrages durch den Abg. 
Dr. Eberty erwidert der Regierungskommiſſar Mölle, 
daß unter dem 5. Mai 1865 ein Vertrag mit dem 
Fürſten zu Sayn⸗Wittgenſtein abgeſchloſſen worden und 
daß die Regierung ſich der Erfüllung deſſelben nicht 
entziehen dürfe. — Abg. v. Kardorff: Er ſei der An- 
ſicht, daß der Fürſt ein Recht auf Zahlung dieſer 
Summe habe. Da das Haus dieſe Summe im vori- 
gen Jahre aber abgeſetzt habe, ſo müßte die Regierung 
die Zahlung verweigern und es auf eine Klage ankom⸗ 
men laſſen. (Sehr richtig!) Er werde deshalb heute 
für die Abſetzung der Summe ſtimmen. (Bravo!) 

Regierungs⸗Kommiſſar Mölle: Die Regierung 
konnte es auf eine Klage nicht ankommen laſſen, da ſie 
der Anſicht iſt, die Zahlung leiſten zu müſſen. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Man darf die 
Regierung nicht zwingen, einen Prozeß anzufangen, von 
dem ſie überzeugt ſei, daß ſie ihn verliere. 

Abg. Graf Schwerin: Die Frage iſt aber zu 
entſcheiden, ob der Vertrag mit dem Fürſten rechtsgül⸗ 
tig ohne Genehmigung des Abgeordnetenhauſes abge- 
ſchloſſen werden konnte. (Sehr richtig!) Die Regierung 
hatte alſo vollkommen Veranlaſſung, die Sache im 
Rechtswege entſcheiden zu laſſen. Ich ſtimme gegen 
die Entſcheidung. 

Abg. Dr. Waldeck: Liegt der Vertrag nicht in 
der Autoriſation des Hauſes, ſo iſt er für uns gar 
nicht exiſtent; wir haben uns um denſelben gar nicht 
zu belümmern. Der Miniſter, welcher den Vertrag 
abgeſchloſſen hat, kann ja dafür verantwortlich gemacht 
werden. Wir haben keinen andern Grund und Boden, 
als den, daß wir eine Poſition im Etat finden, für 


welche eine geſetzliche Autoriſation nicht vorhanden ift. 


Finanz-Miniſter v. d. Heydt: Die Staats- 
regierung hat ſich ſchon früher über ihre Auffaſſung 
geäußert. Dieſelbe geht dahin, daß ſie ſich verfajjungs- 
mäßig für ermächtigt gehalten hat, auf Grund des 


Geſetzes vom Jahre 1855 die Verträge abzuſchließen. 


Die Verträge ſind geſchloſſen, theilweiſe unter Mit⸗ 
wirkung des Grafen Schwerin, als er dem Miniſterium 
angehörte. Hätte die Regierung das Recht, Verträge 
abzuſchließen, ſo ſind dieſelben Dritten gegenüber evident. 
Ein Anderes iſt die Verantwortlichkeit der Miniſter 
gegenüber der Volksvertretung; da wird die Regierung 
ſich zu rechtfertigen wiſſen. 

Abg. Lasker: Der Miniſter iſt verantwortlich, 
und wenn wir jetzt bewilligen, ſo übernehmen wir die 
Verantwortlichkeit. Der Redner tadelt die Nichtreſpek⸗ 
tirung der Beſchlüſſe des Hauſes, wogegen alle Pa teien 
zuſammen wirken müßten, weil dieſe Frage das Haus 
gemeinſam betrifft. Das Land muß wiſſen, daß die 
Beſchlüſſe des Hauſes kein Spaß ſind, der im nächſten 
Jahre wieder redreſſirt werden kann. — Finanz⸗Miniſter 
v. d. Heydt: Die Bemerkung des Abg. Lasker iſt 
nicht zutreffend. Die Regierung glaubte, ihrer recht- 
lichen Verpflichtung folgen zu müſſen. Sie können hier 
beſchließen; aber Sie können das Geſetz von 1855 
nicht einſeitig ſtreichen. — Abg. v. Hoverbeck: Daß 
die Summe in dem gegenwärtigen Etat erſcheint, iſt 
bedauerlich. Wenn der Miniſter erklärt, daß er Aus- 
gaben, zu denen er ſich verpflichtet fühle, leiſten werde, 
obwohl ſie von dieſem Hauſe geſtrichen ſind, ſo können 
wir uns die ganze Budgetberathung ſparen. — Finanz- 
Miniſter v. d. Heydt: Ich habe ſolche Worte nicht 
gebraucht. — Abg. Graf Schwerin: Die vom Herrn 
Finanz⸗Miniſter angeführte Thatſache, daß ich ſolche 
Verträge abgeſchloſſen habe, iſt richtig, ich bin aber 
bereit, auch noch heute die Verantwortlichkeit dafür zu 
übernehmen. — Nach einigen Worten der Abgg. Haack, 
v. Hennig und Graf Bethuſy-Huc wird die Diskuſſion 
geſchloſſen. Bei der Abſtimmung werden die 1000 Thlr. 
mit großer Majorität geſtrichen. — Zu demſelben 
Kapitel beantragt Abg. Dr. Karſten: „Die Königliche 
Staatsregierung aufzufordern: „Die Summe von 
419,311 Thlr. an Dänemark nicht früher auszuzahlen, 
bevor die däniſche Regierung die in Titel XX. des 
Wiener Friedensvertrages zugeſicherte Auslieferung der 
ſchleswig⸗-holſteiniſchen Staatsarchive bewirkt hat.“ Der 
Antragſteller motivirt dieſen Antrag in eingehender Weiſe, 
indem er auf den Werth hinweiſt, den dieſe Archive 
für Schleswig⸗Holſtein haben. — Der Finanz⸗Miniſter 
v. d. Heydt erklärt, daß er über dieſe Verhältniſſe 
nicht genügend inſormirt ſei, aber nicht ermangeln werde, 
die Sache zur Kenntniß des Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten zu bringen. — Der Antrag wird mit 
ſehr großer Majorität angenommen. 5 

Zu Titel 4 „Verzinſung und Tilgung der Schul⸗ 


eitung. 


reitag, den 20 November 


heit) und Fortſetzung der Budgetberathung. 1 


Preis zin. Stettin vierteljährlich 1. Thlr., 
T monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlobhn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12 ½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


die Kommiſſäre des Hauſes die Abſetzung einer Summe 
von 102,857 Thalern, weil ſie eine rechtliche Ver⸗ 
pflichtung des preußiſchen Staats zur Tilgung der 
Schulden der Stadt Frankfurt als nicht vorhanden be⸗ 
trachten. Abg. v. Patow empfiehlt die Ablehnung 
dieſes Antrages, damit auf den preußiſchen Staat nicht 
der Verdacht falle, als könne er eine Verpflichtung nicht 
erfüllen, welche die kleine Stadt Frankfurt bisher pünkt⸗ 
lich erfüllt habe. — Abg. Dr. Ebner ſtimmt dieſer 
Anſicht bei und weiſt nach, daß die Gläubiger ein Recht 
auf die Tilgung hätten. Der preußiſche Staat, der den 
Ruhm ſtrenger Rechtlichkeit den Gläubigern gegenüber 
habe, werde nicht anders verfahren, als die Stadt 
Frankfurt früher verfahren ſei. — Reg.⸗Komm. Mölle: 
Es ſei nicht richtig, die Streichung vorzunehmen, bevor 
die Auseinanderſetzung, zwiſchen Staat und Stadt er⸗ 
folgt ſei. — Abg. Dr. Virchow rechtfertigt den An⸗ 
trag, der ſo lange berechtigt ſei, als die Regierung 
nicht ernſtlich geſonnen ſei, mit der Tilgung vorzugehen. 
— Abg. Tweſten: Die Staatsregierung habe ſelbſt 
angegeben, daß eine rechtliche Verpflichtung des Staats 
zur Tilgung dieſer Schulden nicht vorhanden ſei und 
deshalb wolle er die Summe abſetzen. Den Gläu⸗ 
bigern gegenüber habe man keine Veranlaſſung wohl⸗ 
thätig zu ſein. 

Abg. Dr. Kugler führt aus, daß eine geſetz⸗ 
liche Pflicht zur Tilgung vorhanden ſei, weshalb der 
Antrag der Kommiſſion ſeinen Boden verloren habe. 
Nach Grundſätzen der Loyalität habe der preußiſche 
Staat die Verpflichtung, Verbindlichkeiten zu erhalten, 
auf deren Erfüllung die Gläubiger rechnen konnten. 
Dieſe Perſonen dürften nicht darunter leiden, daß das 
Gezerre der Staatsregierung und der Stadt Frankfurt 
noch nicht beendet iſt. — Abg. v. Benda: Unter 
allen Staatsgläubigern brſtehe eine gewiſſe Solidarität 
und ein Staat verletze ſeinen Kredit, wenn er auch in 
untergeordneten Dingen dieſe Solidarität nicht aner 
kenne. — Bei der Abſtimmung wird der Antrag mit 
großer Majorität abgelehnt, die im Etat ausge wor fene 
Summe bewilligt. — Hierauf wird die Sitzung yer- 
tagt, da zu Kap. V. „Beiträge zu den Ausgaben des 
norddeutſchen Bundes“ ſich ſchon mehrere Redner ge⸗ 
meldet haben. - e 22 

Schluß 3 ¼ Uhr. Naächſte Sitzung: Freitag II 
Uhr. Tagesordnung: Antrag v. Guerard (Redefrei⸗ 


Deutſchland. 

I Berlin, 19. November. In einigen Ber- 
liner Korreſpondenzen iſt die Beauptung aufgeftellt wor⸗ 
den, daß im Staatsminiſterium Meinungsverichieben- 
heiten in Betreff des ehemaligen Kurfürſten von Heſſen 
beſtanden haben und daß dies auch daraus erſich lich 
geweſen ſei, daß die offiziöſe Preſſe anfangs jedes Bor- 
gehen gegen den Kurfürſten in Abrede geſtellt habe, 
während kurz darauf die Sequeſtrationsmaßregeln erfolgt 
ſeien. Es iſt dies eine von jenen Entſtellun en, die 
gewiſſe Korreſpondenten namentlich gern auf Koſten der 
„Offiziöſen“ vornehmen. In Wirklichkeit hat weder iͥm 
Staatsminiſterium eine Meinungsverſchiedenheit, noch in 
den Regierungsorganen ein Widerſpruch in Betreff dieſer 
Angelegenheit ftattgefunden. Von der offiziöſen und 


offiziellen Preſſe iſt jeiner Zeit die Mittheilung gemachet 


worden, daß keine Veranlaſſung vorhanden ſei, polizei 
liche Maßnahmen gegen die Denkſchrift des Kurfürſten 
von Heſſen zu nehmen, daß ſich die Regierung indeſſen 

in der Lage befinde, die perſönliche Stellung des Kur⸗ 
fürſten in Erwägung zu ziehen und ähnliche Schritte 
gegen denſelben, wie früher gegen den ehemaligen König 
von Hannover zu thun. Aus den bisherigen parla- 
mentariſchen Verhandlungen iſt übrigens der Schluß zu 
ziehen, daß die Maßregeln der Regierung gegen den 
Erfürſten die Zuſtimmung des Landtags finden werden. 
— Einem liberalen Korreſpondenten von hier iſt es 
aufgefallen, daß der Finanzminiſter v. d. Heydt bei 
den Debatten über den Staatshaushalt bis jetzt die 
Vertretung der Regierung allein übernommen habe. 
Jedermann wird es indeſſen in der Ordnung finden, 
daß in allgemeinen Finanzfragen der Finanzminiſter die 
Regierung vertritt; obendrein beſitzt Herr v. d. Heydt 
auf dieſem Gebiete eine ſo reiche Kenntniß und ſo viel⸗ 
jährige Erfahrung, daß hm hierin nicht nur Niemand 
gleich kommt, ſondern daß er auch der Unterſtützung 
ſeiner Kollegen nicht bedarf. Der oppoſitionelle Korre⸗ 
ſpondent und ſeine Kollegen ſcheinen aber die Anweſen⸗ 
heit der übrigen Minister um deshalb zu wünſchen, 
weil in den Debatten auch Angriffe gegen die Depar⸗ 
tements der andern Miniſter gerichtet worden ſind. Daß 
die Miniſter auf dieſe Angriffe, die übrigens bei den 
Haaren herbeigezogen waren und jccer tiefer Subſtan⸗ 
lirung entbehrten, nicht weiter eingegangen find, iſt nur 
mit Genugthuung anzuerkennen. Solche Sachen können 
den Debatten, überhaupt den Arbeiten des Hauſes nicht 
forderlich ſein. — Es iſt auffallend, daß ein amtliches 
Blatt der ſächſiſchen Regierung „das Reichenbacher Wo⸗ 
5 und Anzeiger“, das zugleich als ein Amtsblatt 
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Aufenthalt des Grafen Bismarck in Varzin bringt, Be⸗ 
merkungen, deren Unwahrheit leicht erkennbar iſt. Daß 
das Blatt keine freundlichen Geſinnungen gegen Preu- 
ßen hat, zeigt ſich auch aus einem andern Artikel des⸗ 
ſelben. In demſelben wird nämlich behauptet, daß d 
Dichter Geibel deswegen die Penſion vom Könige von 
Baiern entzogen worden ſei, weil derſelbe in einem Ge⸗ 
dicht an den König von Preußen die Annektion Baierns 
verlangt habe. Bekanntlich iſt in dem Geibel'ſchen Ge⸗ 
dicht nur die Hoffnung auf die Herſtellung der deutſchen 
Einheit unter preußiſcher Aegide ausgeſprochen; daß damit 
aber die Erhaltung der Souveränctät der einzelnen Staa⸗ 
ten vereinbar iſt, zeigt hinlänglich der norddeutſche Bund. 
Auch iſt in dem Blatte unter Paris die Nachricht auf- 
genommen, daß Preußen die Urſache für die großen 
Militär-Ausgaben ſei und daß es auch nicht außer Ver⸗ 
bindung mit der ſozialiſtiſchen Propaganda ſtehe. 
Bertin, 19. November. Se. Maj. der König 
wird am 19. d. Mts. ſich nach Wernigerode begeben, 
um daſelbſt zu jagen. Ferner hört die „Kr.⸗Ztg.“, 


daß der König entweder vor oder nach der Jagd in 


Wernigerode ſich nach Springe in der Provinz Han⸗ 
nover zur Jagd begeben werde. 

— Am Donnerftag hatte die Juſtiz-Kommiſſion 
des Herrenhauſes ihre erſte Sitzung. Sie verhandelte 
den Geſetzentwurf über die juriſtiſchen Prüfungen und 
die Vorbereitung zum höhern Juſtizdienſte. Es wurde 
die hohe Wichtigkeit des Gegenſtandes für das geſammte 
Staatsleben allſeitig anerkannt und mehrſeitig wurden 


Vorſchläge einer weitergreifenden Abänderung des Ent⸗ 


wurfs der Kommiſſion unterbreitet. 

— Der Minifter für landwirthſchaftliche Angele⸗ 
genheiten, v. Selchow, hat verſchiedene Vorlagen für 
das Herrenhaus borbereitet. Die Mitglieder desſelben 
find indeſſen, bis auf diejenigen, welche in den Kom- 
miſſionen arbeiten, faſt ſämmtlich von Berlin abgereiſt 
und müſſen zu der nächſten Sitzung erſt wieder zuſam⸗ 
menberufeu werden. 

— Die Unterrichts-Kommiſſion des Abgeordneten⸗ 
hauſes wird wahrſcheinlich über die Schulgeſetze einen 
Vorbericht an das Haus erſtattet, mit dem fie mög- 
licherweiſe eine Ablehnung ſämmtlicher Vorlagen erzielt. 

— Der Abg. Kreisgerichtsrath Aßmann, deſſen 
Mandat durch ſeinen Wiedereintritt in den Staatsdienſt 
erloſchen iſt, war wegen ſeiner liberalen Haltung unter 
dem Miniſterium des Grafen zur Lippe disziplinirt und 
mit einer Straſverſetzung von Liegnitz nach Löbau be⸗ 
droht worden. Er nahm deswegen ſeinen Abſchied. 
Jetzt hat er feine Wiederanſtellung nachgeſucht und dieſe 
hat er auch als Kreisgerichtsrath in Sorau mit vollem 
Gehalt und voller Anciennität erhalten. 

— Wir vervollſtändigen die Mittheilungen über 
die am Mittwoch ſtattgehabte Sitzung der Beſchlag⸗ 


nahme-Kommiſſion durch folgende Angaben der „B.- 


u. H.-Ztg.“: Es find Abänderungs⸗Antrage der Ne- 
gierungs⸗Vorlage eingegangen: 1) vom Abg. Lent: 


Den $. 4 wie folgt zu faſſen: §. 4. Die Wieder- 


aufhebung der Beſchlagnahme kann dritten gutgläubigen 
Erwerbern oder Konzeſſtonaren gegenüber durch König⸗ 
liche Verordnung, in allen übrigen Fällen nur durch 
Geſetz erfolgen; — 2) vom Abg. v. Kardorff: Alinea 
3 F. 2 dahin abzuändern: Die Revenüen aus den 
in Beſchlag genommenen Objekten ſind bis zum Ableben 
des Königs Georg oder einer ausdrücklichen, unter Zu⸗ 
ſtimmung der Landesvertretung zu erfolgenden Aufhebung 
dieſes Geſetzes (§. 4) der Königlich preußiſchen Staats- 
kaſſe zuzuweiſen und in dem Staatshaushalts-Etat unter 


den außerordentlichen Einnahmen aufzuführen; 3) vom 


Abg. Irhrn. v. Vincke: Den letzten Saß des Alinea 
3 $. 2 dahin abzuändern: Verbleibende Ueberſchüſſe 
fließen in die preußiſchen Staatskaſſen; — 4) vom 
Abg. Graf Bethuſy-Huc: An Stelle des Alinea 3 zu 
ſetzen: Die in Beſchlag genommenen Objekte und deren 
Revenüen ſind mit Ausſchluß der Rechnungslegung an 
den König Georg zur Deckung der Beſchlagnahme und 
der Verwaltung, ſowie für Maßregeln zur Ueberwachung 
und Abwehr der gegen Preußen gerichteten Untehmun⸗ 
gen des Königs Georg zu verwenden. 

Breslau, 19. November. Die Stadtverord⸗ 
neten-⸗Verſammlung trat in ihrer heutigen Sitzung bei- 
nahe einſtimmig der von dem Magiſtrat an das Abge- 
ordnetenhaus gerichteten Adreſſe bei, laut welcher das 
Haus die Regierung erſuchen wolle, der Kommune Bres- 
lau die Genehmigung zur Gründung einee Gymnaſiums 
und einer Realſchule zu ertheilen, ohne dieſe Genehmi- 
gung davon abhängig zu machen, daß den gedachten 
Anſtalten ein konfeſſioneller Charakter gegeben werde. 

Elberfeld, 18. November. Stadtpfarrer 
Schellenberg aus Mannheim hielt am vergangenen Mon- 
tag vor einem zahlreichen Publilum in dem kleinen 
Saale des Kaſino, der mit Schleiermachers Büſte nnd 
Laubgewinden geſchmückt war, einen ſehr anziehenden 
und gehaltvollen Vortrag über das Leben und Wirken 
Schleiermachers und ſeine Stellung in der modernen 
Theologe. Nach dem Vortrag fand ein Abendeſſen 
ſtatt, an welchem ſich die Mitglieder des Proteſtanten⸗ 
vereins und ihre Damen zahlreich betheiligten. Unter 
den Toaſten heben wir hervor den auf die einzig lebende 
Schweſter Schleiermachers, die Wittwe unſers Ernſt 
Moritz Arndt und den auf den Stadtpfarrer Schellen 
berg gebrachten. 

Eiiſum (Hannover). Am 7. d. M. waren 
hier verſchiedene Prediger und Lehrer aus der Umgegend 
verſammelt, um über die Einführung des Flügge'ſchen 
Leſebuches in unſern Schulen zu berathen. Da Buch 
ſand unter den Anweſenden auch nicht einen Fürſpre⸗ 


der Aufforderung jzugeſtellt werden, ſich in derſelben 
Weſſe zu verwenden. 8 


Braunſchweig, 18. November. Nachdem 
die außerordentliche Landes Verfammlung dem „Br. 
Tagebl.“ zufolge in vertraulicher Verhandlung die Pro- 
poſition der Landesregierung wegen Aufnahme einer 
Staatsanleihe in beantragter Weiſe angenommen hat 
und der ſtändiſche Ausſchuß beauftragt worden iſt, das 
Weitere unter den feſtgeſtellten Bedingungen mit der 
Landesregierung zu vereinigen, iſt die Landes⸗Verſamm⸗ 
lung heute geſchloſſen worden 

Ausland. 

Peſth. 19. November. In der heutigen Sitzung 
des Unterhauſes wurde mitgetheilt, daß das Geſetz über 
den Ausgleich mit Kroatien die Kaiſerliche Sanltion 
erhalten hat. Ferner wurde ein Geſetzentwurf, betref- 
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mälig die Grundlage zu einer für Deutſchland 
Sterblichfeits - Tabelle, und damit zugleich 


indeß v 

— Das Handelsminiſterium geht mit der Ab- 
ſicht um, in verſchiedenen Induſtrie-Städten der Mo- 
narchie Gewerbeſchulen, unter Zugrundelegung der 
bei Leitung des Berliner Gewerbe-Muſeums beobachteten 
Prinzipien, namentlich Errichtung einer Unterrichts-Ab⸗ 
theilung für Frauen, zu gründen, und hat zugleich 
den Vorſtand jenes Muſeums aufgefordert, eine Depu- 
tation zu ernennen, welche in Gemeinſchaft mit hierzu 
ernannten Regierungs-Kommiſſarien die weitere Organi⸗ 
ſation dieſer Schulen beſprechen joll. 

— Die Konreltorſtelle an der Stadtſchule zu Uje- 
dom wird durch Abgang des ſeitherigen Inhabers er- 
ledigt. Die Wiederbeſetzung erfolgt durch den dortigen 
Magiſtrat. 

— Nach einer Beſtimmung des Finanzminiſteriums 


fend den Bau einer Eiſenbahn von Großwardein nach ſollen die Inhaber oder Führer von Lokomobilen, welche 


Klauſenburg, vorgelegt. — Die geſtern ſtattgehabten 
Wahlen zum Ifraeliten- Kongreß find liberal ausge- 
fallen. 

London, 17. November. Ein Telegramm 
aus Galle vom 4. November meldet den am 1. Okt. 
erfolgten Tod des oberſten Königs von Slam. Wie 
die „Straits Timer“ vom 8. Oktober mittheilt, litt der 
verſtorbene Monarch in der letzten Hälfte des Monats 
Auguſt und den ganzen September hindurch an einem 
böſen Fieber, das er ſich während Beobachtung der 
jüngſt ſtattgehabten Sonnenfinſterniß in Hua Wan zu⸗ 
gezogen haben ſoll. Die literariſchen und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Kenntniſſe des Verſtorbenen verliehen ihm einen 
hohen Rang unter den übrigen orientaliſchen Monar- 
chen. Ueber ſeinen Nachfolger auf dem Thron verlautet 
bis jetzt noch nichts, doch dürfte die nächſte Ueberland⸗ 
poſt genaue Berichte darüber aus Bangkok bringen. — 
Eine Miſſion Sr. Hoheit des Sayyid Majid, Sultans 
von Zanzibar, iſt in London eingetroffen, beſtehend aus 
zwei arabiſchen Häuptlingen höchſten Ranges und dem 
Geheimſekretär des Sultans, die von einem Gefolge von 
neun Arabern umgeben ſind. Der Zweck der Miſſion 
bezieht ſich auf die Unterdrückung des Sklavenhandels 
an der öſtlichen Küſte von Afrika und die Revolution 
in Muskat, woſelbſt vor Kurzem Sapyid Tho wence, 
der ältere Bruder des Sultans, von ſeinem eigenen 
Sohne grauſam ermordet worden iſt. 

Madrid, 19. November. Die Zeichnungen 
auf die neue Anleihe haben jetzt die Höhe von 9 / 
Millionen Escudos erreicht. 

Newyork, 7. November. Shuiyler Colfar 
hat in Pittsburg eine Rede gehalten, in welcher er er⸗ 
klärte, daß die neue Verwaltung eine Politik der Frei⸗ 
heit, Gerechtigkeit und des Schutzes für alle Bürger be- 
folgen werde. — Man erwartet, daß Schritte geſchehen 
ſollen, um die Wahl Hoffmanns zum Gouverneur von 
Newyork zu beſtreiten, weil bei der Wahl Betrügereien 
ftattgefunden hätten. — In Savannah wird ein Ein- 
fall der Neger befürchtet. — Es wird berichtet, daß 
hervorragende Mitglieder der demolratiſchen und repu⸗ 
blikaniſchen Partei den Präſidenten Johnſon dringend 
aufgefordert haben, den Finanzminiſter M'Culloch ab⸗ 
zuſetzen. 

Batavia, 29. Oktober. Die Erpedition ge⸗ 
gen Baly (Klein-Java) iſt erfolgreich geweſen. 


Pommern. 

Stettin, 20. November. Das eben ſo reich 
haltige als gewählte Programm, welches Herr Kapell⸗ 
meiſter Albert Stöveſand für ſein geſtriges 2. Sin- 
fonie-Konzert aufgeſtellt hatte, veranlaßte uns, das ſelbe 
zu beſuchen, umſomehr, als wir bisher nur Gelegenheit 
gehabt hatten, derartige Konzerte der Orlin'ſchen Ka⸗ 
pelle zu hören. Wir bekennen gern, von den uns ge- 
botenen Leiſtungen in jeder Beziehung vollſtändig befrie- 
digt zu fein, namentlich war dies rückſichtlich des präzi⸗ 
ſen und exakten Vortrages der A-moll- Sinfonie von 
Mendelsſohn Bartholdy“, der großen ſchwunghaften 
Erlel'ſchen Quverture zu „Hynia di Lasslo* und 
der Haydn'ſchen Serenade (Aus dem Konzertprogramm 
des Florentiner Quartett⸗Vereins) für Streichinſtrumente, 
mit ihrer zarten und ſchmelzenden Muſik, der Fall. Mit 
wirklich andächtiger Stille lauſchte das zahlreich verſam⸗ 
melte Publikum den ebenfalls von Streichinſtrumenten 
begleiteten Vorträgen des erblindeten Herrn Giovanni 
Bailati auf der Mandoline und Guitarre aus dem 
„Troubadour“ und dem „Carneval von Venedig“, 
welche wiederholten andauernden Beifall hervorriefen. 
Dieſe Anerkennung war auch eine wohlverdiente und 
die Virtuoſität des Herrn V. auf beiden Inſtrumenten 
(der Vortrag auf der Guitarre wurde nur auf einer 
einzigen Saite ausgeführt), wirklich bewundernswerth. 
Wir ſprechen demnach Herrn Stöveſand für den uns 
gebotenen Genuß unſere volle Anerkennung aus. 

— In vergangener Woche fand in Berlin eine 
Verſammlung von Direktoren deutſcher Lebens- Ver- 
ſicherungs -Geſellſchaften ſtatt. Gegenſtand der Ber 
ſprechung bildete die Frage, auf welche geeignete und 
wirlſame Weiſe wohl der betrügeriſchen Ausbeutung 
der Verſicherung auf den Todesfall durch die Ver- 
ſicherung bereits dem Tode nachher oder an unheil- 
baren Krankheiten leidenden Perſonen vorgebeugt wer- 
den könne. Weiter berieth man über die Zweckmäßig⸗ 
keit eines gegenſcitigen Austauſches der Erfahrungen, 
welche ſeitens der einzelnen Geſellſchaften in Bezug auf 


Man einigte ſich ſchließlich dahin, einem Aus- die mittlere Lebensdauer und Sterblichkeit der Ver⸗ 
ſchuſſe von 4 Perſonen die Anfertigung einer Beſchwerde ſicherten insbeſondere auch aus einzelnen Berufsllaſſen 


im Umherziehen für Andere Getreide ausdreſchen wollen, 
Gewerbeſcheine zu dem vollen Steuerſatze löſen. Die 
derartigen Lokomobilen etwa ſonſt beigegebenen Arbeiter 
und Begleiter find zwar in dem betreffenden Gewerbe⸗ 
ſcheine aufzuführen, von einer beſonderen Steuer aber 
frei zu laſſen. 

— Die nächſte Monats-Verſammlung des hieſi⸗ 
gen Zweigvereins der „Pomm. ökonomiſchen Geſell⸗ 
ſchaft“ findet am Mittwoch, den 25. Novbr., Mittags 
12 Uhr im Hotel 3 Kronen hierſelbſt ſtatt. Auf der 


Tages-Ordnung für dieſelbe ſteht ein Vortrag des Geo⸗ 


meters Herrn Söndrop (welcher auf Staatskoſten in 
der Wieſenbaumethode des Herrn Peterſen zu Wiltliel 
in Schleswig ausgebildet worden iſt) über das Peter- 
ſenſche Wieſenbauverfahren unter Vorlegung der darauf 
bezüglichen Pläne, ſowie der zur Erläuterung des gan- 
zen Drainageſyſtems nothwendigen Röhren, Ventile ze. 
ꝛc. und ein Referat des Herrn G. A. Toepffer über 
die Verhandlungen der Wanderverſammlung der deut⸗ 
ſchen Land- und Forſtwirthe im September d. J. 
zu Wien. 

— Der von uns mitgetheilte, in der O ber- 
wiek⸗Frage von den Stadtverordneten gefaßte Be⸗ 
ſchluß hat den Magiſtrat in ſeiner Anſicht nicht er⸗ 
ſchüttert, daß 1) das Terrain zur Verbreiterung der 
Straße an der Brandſtelle nur von den Grundſtücken 
an der Oderſeite abzunehmen und 2) die Straße bis 
auf 48 Fuß zu verbreitern ſel. Der Magiſtrat hat, 
wie die „Od.⸗Z.“ berichtet, indem er dem Regierungs- 
Kommiſſarius, Herrn Polizei⸗Direktor v. Warnſtedt, 
von dem Beſchluß der Stadtverordneten Mittheilung 
macht, hinzugefügt, daß er ſelbſt dieſem Beſchluß nicht 
beitrete, ſondern bei obiger Anſicht verharre. 


Vermiſchtes. 

Berlin. Die in Folge der Brandwunden, die 
fie ſich durch eigene Unvorſichtigk it in der Garderobe 
des Victoria⸗Theaters zugezogen hatte, verſtorbene drei- 
zehnjährige Figurantin Kühls wurde am Dienſtag auf 
Veranſtaltung und nach Anordnung des Herrn Direktor 
Cerf feierlich zur Erde beſtattet. Das ſämmtliche Per- 
ſonal des Victoria-Theaters, das darſtellende ſowohl 
wie die Arbeiter, folgten, der Direktor mit ſeiner Frau 
an der Spitze, vom katholiſchen Krankenhauſe aus nach 
dem Sophien⸗Kirchhofe dem Leichenwagen, zahlreiche 


——ůê (Egquipagen ſchloſſen ſich dem impoſanten Zuge an. Am 


Eingange des Kirchhofes empfing das Theater-Orcheſter 
den Kondukt mit einem Choral. Am Grabe war der 
männliche Theaterchor verſammelt, der vor und nach 
der Grabesrede des Geiſtlichen Trauergeſänge anſtimmte. 
Das Orcheſter blies dann zum Schluſſe der ergreifenden 
Begrännißfeier den Choral: „Wie fie jo ſanft ruhen!“ 

Roſtock, 12. November. Die alte Sage von 
diebiſchen Vögeln hat jüngſt, wie man dem „R. T.“ 
berichtet, in hieſiger Gegend einen neuen Beleg gefunden. 
In dem Dorfe M. hier in der Nähe wird die Kirche 
reſtaurirt, und wenngleich die Fenſter zum Theil noch 
fehlen, zum Theil nur zur Hälfte verglaſet ſind, ſo 
wird in derſelben dennoch der Gottesdienſt abgehalten. 
Am 30. Oktober ſollten daſelbſt drei Paare kopulirt 
werden. Den beiden erſten Trauungen ſchaute eine, 
einem dortigen Einwohner gehörige Dohle, auf der 
Kanzel figend, zu. Kaum iſt das zweite Paar abge- 
treten, der Prediger in ſeinen Beichtſtuhl gegangen, um 
der Ankunft des dritten Paares zu harren, ſo fliegt die 
Dohle auf den Altar herab, ergreift einen der beiden 
vom Prediger dort zurückgelaſſenen Trauringe und entfliegt 
damit aus dem Fenſter. Von Knaben verfolgt, giebt 
der Vogel ſeinen Raub doch nicht wieder ab, und der 
Prediger muß zur Kopulation der harrenden Brautleute 
ſeinen eigenen Ring verwenden. Uebrigens mochte die 
Dohle doch ſpäter eingeſehen haben, daß der Ring 
unrecht Gut ſei; denn Tags darauf fanden Arbeiter 
den Ring wieder hinter dem Altare, wo ihn die Dohle 
wieder abgeliefert hatte. 

— (Guten Appetit.) Jabella hat täglich 
zwel Mahlzeiten, ſchreibt man aus dem Schloß Pau, 
und jede Mahlzeit hat 14 Gänge. Darnach iſt ihre 
Konstitution offenbar viel beſſer, als fie es in Spanien 
war, nur behauptet ſie, daß ihr der letzte Gang recht 
ſauer vorgelommen je. 

— Aus Trieſt wird vom 14. November ge- 
meldet: Mit dem geſtern aus der Levante eingetroffenen 
Lloyddampfer kamen, von türkiſchen Kawaſſen eskortirt, 
drei Preußen hier an, die ſich in Konſtantinopel der 
Falſchung öſterreichiſcher und preußiſcher Banknoten und 
anderer Kredilpapiere ſchuldig gemacht. Sie wurden, 


nn 


von dab she. Schutzmännern bewacht, nach Berlin 
a rt. 


Telegr. Depeſchen der Stett. Zeitung. 


Berlin, 20. November. In der heutigen 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes wurde der Antrag des 
Abgeordneten Guérard, betreffend Abänderung des Ar- 
tikels 84 der Verfaſſung, einſümmig angenommen, nach- 
dem zuvor der Miniſter des Innern friedenshalber die 
Zuſtimmung der Regierung erklärt hatte. 

Petersburg, 20. November. Der Korre- 
ſpondent der „Ruſſenagentur“ meldet: Die Pforte rüſtet 
unter dem Vorwande, daß ihr Seitens Rumänien Ge- 
fahr drohe. Im Kriegsminiſterium finden zahlreiche 
Berathungen ſtatt. Das Gerücht iſt verbreitet, daß zum 
Frühling 100,000 Mann an der Donau aufgeſtellt 
werden ſollen. — Die Tabaksanleihe iſt nicht zu Stande 
gekommen. 


Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 20. November. Witterung: ſchön. Tem⸗ 

peratur + 1 R. Wind N. 
An der Börſe. 

Weizen flau, pr. 2125 Pfd loco gelber inländ 65 
bis 68 ½ %, bunter 65-67 , weißer 68 73 , 
ungar 60 63 %, 83— Söpfd. pr. November 69 % Br., 
Frühjahr 67 ¼ % bez. Br. u. Gd. 

Roggen loco flu, geringe Waare vernachläſſtat, 
per 2000 Pid. loco 54—56 %, November 54, 54, 
53 . bez. u. Gd., Novbr.⸗Dezbr. 52 % bez, Frühe 
jahr 52½, 52 2% bez. u. Gd., Mai Juni 53 % Br. 

Gerſte flau, per 1750 loco Oderbruch und Märker 
50, 50% , ungar. 43-44% , beſſere 46--47 9%, 
feine 49—50 % 

Hafer unverändert, pr. 1300 Pfd. loco 35 - 36 ..9%, 
47 —50pfdb. November 365%, % Gd., per Frühjahr 
35 9% bez. . Br. . 

Erbſen pr. 2250 Tfo. loco 61-631, 

Rüböl wenig verändert, loco 9½ % Br, Novbr. 
91, i bei. u. Br, Dezember⸗Januar 9½ % Br. 04 
Od, April⸗Mai 9% , Gd. u. Br., Septbr. Oktbr. 
9% * Gd. u. Br. 

Spiritus niedriger, loco ohne Faß 15, ½, 
% Ag bez., November 15¼ % bez. u. Br, 1% Gd., 
Novbr.⸗Dezember 15 % bez, Frübjabr 153,, 2, 

Angemeldet: 200 Centner Rüböl, 50 Wiſpel 
Roggen. 

Regulirunas-Preiſe: Weizen 69, Roggen 54, 
Rüböl 91, Spiritus 151 

Serliu, 20 November. Staatsſchul [beine Bl, 
Staats⸗Anleihe 4½ % 94%. Pomm Pfandbriefe 847%. 
Yerlin- Stettiner Eiſenbahn- Aktien 130%. Meckl. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 74. Oberſchleſiſche Eiſenbahn-Aktien 191 ½. 
Stargard - Bofener Eiſenh.-Aktien 9417. Defterr, National- 
Unleihe 55. Oeſterreichiſche Banknoten 87. Ruſſiſche 
Noten 83½. Amerikaner 6% 79½. Hamburg 2 Mt. 
— London 3 Mt. Paris 2. Mt. — Wien 2 Mt. 
8514. Petersburg 3 W. 92. Coſel- Oderberger 113. 
Lombarden 109. 8 

Weizen ſtill, pr. November 631,, 63. Moagen feſt, 
per November 55¼, 558% p. Novbr.⸗Dezbr. 53% 531 %, 
per Frübj. 51¼, 52. Rüßböl feſt, loco 9%, per Novbr. 
91, 9¼, pr. Frübiahr 9%. Spiritus rubig, los 
15 7,4, pr. November 1571, 6, pr. Novbr⸗Dezember 
152, m, pr. F übi 16, 16 ½. Petroleum leco 71. 
Hafer pr. November 33%, Frübj. 32%. 


Beth, den 20 November — 


damburg -»++* TREE 6 Tag 151 bz 
• 2 Mt. 1507, B 
Amsterdam +++: + sonne rer... 8 Ta 142 75 bz 
BD „„ 2 Mt 142% B 
London „„de | 10 Leg 6 24%, bz 
noeh nr 3 Mt. 6 23%, bz 
Paris 2 us: a 
„4 2 Mt. 2 
Aromenmnmn nnn nee 3 Mt. | eu 
It. Poterabgr-errtennenenen. 3 Weh.“ 93 B 
Wen dass 8 Tag 87 B 
‚- / ˖ 6 2 2 Mt. 
Preuss. Bank 4 Lomb. 414% 
r een a sehe 4 na 
£ 342464 5 4 
St.-Schlds cg... AR 31 A 821, B 
b. Präm.-A ul... Ya 120 B 
bomm. Pfdbr. rer. | 37 75% bz 
f „ 4 85 bz 
1 Rentenb, irren 4 — 
Ritt FAN ee 4 88 B 
F 4 131 B 
s Prior 4 ee 
’ F 4% = 
Starg-P. E. K. 4 95 B 
10 Prior. 4 — 
zt Studt) 4½ 25 
It. Börsenhaus- ). 4 — 
It. Sehauspielh.-O, O.. 5 Be 
Pom. Chaussceb.- O... 5 102 B 
Greifenhag. K cois- O 5 — 
Pr. National- V- A.. 4 — 
Pr. See- Adagcuran z 4 750 B 
bomerauia nen | 4 107%, G 
TOP e e nne 4 — 
St. Speicher- All.... 5 | en 
Ver.-Öpeicher-A.urrsrrerecner 5 — 
vom. Prov.- Zuckers 5 N * 
N. St. Zuckersiod.- . 0. 4 160 
Mosch. Zuckerfabrik 4 — 
Bredower „ E oe 4 
Walamühle . de ce 5 
St Fortl-Comentf.—— 4 — 
St. Dampfschlepp G.. 2 5 — 
It. Dampfschisl- W. 5 — 
Neue Dampfer. 4 — 
Germunis ‚(· 6 ˖ 6 566 100 B 
Vulkan. innen r l h 140 B 
It. Dampfmühlo ser rer ner. 1 112 bz 
bommerenad. Ch. F.... | 4 | — 
hem. Fabrik- Ant.. 4 — 
St. Kruftdünger- F.... | — | — 
komeoinn. Buunges | 5 — 
Grabow Stadt-O bl... & | 98 B 


PCC 
Gonservatorium der Musik 


Sonnabend, den 21. November, Abends 7 Ur: 1 
Vorleſung über „Geſchichte der Kirchen muſtk“, 
gehalten von Herrn Dr. Krause. 


Das Direktorium. 


